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504. Bundesverfassungsgesetz: Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
(NR: GP XVIII IA 617/A, 618/A, 620/A und 719/A AB 1642 S. 168. BR:
AB 4813 S. 588.)

504. Bundesverfassungsgesetz, mit dem das
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von

1929 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929, zuletzt geändert durch das Bundes-
Verfassungsgesetz BGBl. Nr. 268/1994, wird wie
folgt geändert:

1. Art. 6 Abs. 2 und ein neuer Abs. 3 lauten:

„(2) Jene Staatsbürger, die in einem Land den
Hauptwohnsitz haben, sind dessen Landesbürger;
die Landesgesetze können jedoch vorsehen, daß
auch Staatsbürger, die in einem Land einen
Wohnsitz, nicht aber den Hauptwohnsitz haben,
dessen Landesbürger sind.

(3) Der Hauptwohnsitz einer Person ist dort
begründet, wo sie sich in der erweislichen oder aus
den Umständen hervorgehenden Absicht nieder-
gelassen hat, hier den Mittelpunkt ihrer Lebens-
beziehungen zu schaffen; trifft diese sachliche
Voraussetzung bei einer Gesamtbetrachtung der
beruflichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Lebensbeziehungen einer Person auf mehrere
Wohnsitze zu, so hat sie jenen als Hauptwohnsitz
zu bezeichnen, zu dem sie das überwiegende
Naheverhältnis hat."

2. Art. 26 Abs. 2 lautet:

„(2) Das Bundesgebiet wird in räumlich
geschlossene Wahlkreise geteilt, deren Grenzen
die Landesgrenzen nicht schneiden dürfen; diese
Wahlkreise sind in räumlich geschlossene Regional-
wahlkreise zu untergliedern. Die Zahl der Abge-
ordneten wird auf die Wahlberechtigten der
Wahlkreise (Wahlkörper) im Verhältnis der Zahl
der Staatsbürger, die nach dem Ergebnis der
letzten Volkszählung im jeweiligen Wahlkreis den
Hauptwohnsitz hatten, vermehrt um die Zahl der
Staatsbürger, die am Zähltag im Bundesgebiet zwar
nicht den Hauptwohnsitz hatten, aber in einer
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Gemeinde des jeweiligen Wahlkreises in der
Wählerevidenz eingetragen waren, verteilt; in
gleicher Weise wird die Zahl der einem Wahlkreis
zugeordneten Abgeordneten auf die Regional-
wahlkreise verteilt. Die Wahlordnung zum Natio-
nalrat hat ein abschließendes Ermittlungsverfahren
im gesamten Bundesgebiet vorzusehen, durch das
sowohl ein Ausgleich der den wahlwerbenden
Parteien in den Wahlkreisen zugeteilten als auch
eine Aufteilung der noch nicht zugeteilten
Mandate nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl erfolgt. Eine Gliederung der Wählerschaft in
andere Wahlkörper ist nicht zulässig."

3. Art. 41 Abs. 2 lautet:

„(2) Jeder von 100 000 Stimmberechtigten oder
von je einem Sechstel der Stimmberechtigten dreier
Länder gestellte Antrag (Volksbegehren) ist von
der Bundeswahlbehörde dem Nationalrat zur
Behandlung vorzulegen. Stimmberechtigt bei
Volksbegehren ist, wer am Stichtag das Wahlrecht
zum Nationalrat besitzt und in einer Gemeinde des
Bundesgebietes den Hauptwohnsitz hat. Das
Volksbegehren muß eine durch Bundesgesetz zu
regelnde Angelegenheit betreffen und kann in
Form eines Gesetzesantrages gestellt werden."

4. Art. 49 b Abs. 3 lautet:

„(3) Volksbefragungen sind unter sinngemäßer
Anwendung von Art. 45 und 46 durchzuführen.
Stimmberechtigt bei Volksbefragungen ist, wer am
Stichtag das Wahlrecht zum Nationalrat besitzt
und in einer Gemeinde des Bundesgebietes den
Hauptwohnsitz hat. Die Bundeswahlbehörde hat
das Ergebnis einer Volksbefragung dem National-
rat sowie der Bundesregierung vorzulegen."

5. Art. 95 Abs. 3 erster Satz lautet:

„Die Wähler üben ihr Wahlrecht in Wahlkreisen
aus, von denen jeder ein geschlossenes Gebiet
umfassen muß und die in räumlich geschlossene
Regionalwahlkreise unterteilt werden können."
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6. Art. 112 erster Satz lautet:

„Nach Maßgabe der Art. 108 bis 111 gelten für die
Bundeshauptstadt Wien im übrigen die Bestimmun-
gen des Abschnittes C dieses Hauptstückes mit
Ausnahme des Art. 117 Abs. 6 zweiter Satz, des
Art. 119 Abs. 4 und des Art. 119 a."

7 Art. 117 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Wahlen in den Gemeinderat finden auf
Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und
persönlichen Verhältniswahlrechts aller Staatsbür-
ger statt, die in der Gemeinde den Hauptwohnsitz
haben; die Landesgesetze können jedoch vorsehen,
daß auch Staatsbürger, die in der Gemeinde einen
Wohnsitz, nicht aber den Hauptwohnsitz haben,
wahlberechtigt sind. In der Wahlordnung dürfen
die Bedingungen des aktiven und passiven Wahl-
rechtes nicht enger gezogen sein als in der
Wahlordnung zum Landtag. Es kann jedoch
bestimmt werden, daß das aktive und passive
Wahlrecht in den Gemeinderat Personen, die sich
noch nicht ein Jahr in der Gemeinde aufhalten,
dann nicht zukommt, wenn ihr Aufenthalt in der
Gemeinde offensichtlich nur vorübergehend ist.
Die Bestimmungen über die Wahlpflicht bei den
Wahlen zum Landtag (Art. 95 Abs. l letzter Satz)
finden für die Wahlen in den Gemeinderat
sinngemäß Anwendung. Die Wahlordnung kann
bestimmen, daß die Wähler ihr Wahlrecht in
Wahlkreisen ausüben, von denen jeder ein
geschlossenes Gebiet umfassen muß. Eine Gliede-
rung der Wählerschaft in andere Wahlkörper ist
nicht zulässig. Für den Fall, daß keine Wahlvor-
schläge eingebracht werden, kann in der Wahl-
ordnung bestimmt werden, daß Personen als
gewählt gelten, deren Namen auf den Stimm-
zetteln am häufigsten genannt werden."

8. Nach Art. 117 Abs. 5 wird folgender Abs. 6
eingefügt:

„(6) Der Bürgermeister wird vom Gemeinderat
gewählt. In der Landesverfassung kann vorgesehen
werden, daß die Staatsbürger, die zur Wahl des
Gemeinderates berechtigt sind, den Bürgermeister
wählen."

9 Die bisherigen Absätze 6 und 7 des Art. 117
erhalten die Bezeichnungen „(7)" und „(8)"

10. Art. 151 wird folgender Absatz angefügt:

„(9) Art. 6 Abs. 2 und 3, Art. 26 Abs. 2, Art. 41
Abs. 2, Art. 49 b Abs. 3 und Art. 117 Abs. 2 erster
Satz in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes
BGBl. Nr. 504/1994 treten mit 1. Jänner 1995 in
Kraft. In den Rechtsvorschriften des Bundes und
der Länder wird mit Wirkung vom 1. Jänner 1996
der Begriff „ordentlicher Wohnsitz" in allen seinen
grammatikalischen Formen durch den Begriff
„Hauptwohnsitz" in der jeweils entsprechenden
grammatikalischen Form ersetzt, sofern der Begriff
„ordentlicher Wohnsitz" nicht bis zum Ablauf des
31. Dezember 1995 durch den Begriff „Wohnsitz"
ersetzt wird; vom 1. Jänner 1996 an darf der
Begriff „ordentlicher Wohnsitz" in den Rechtsvor-
schriften des Bundes und der Länder nicht mehr
verwendet werden; solange die Landesgesetze nicht
vorsehen, daß sich das Wahlrecht zum Landtag
oder zum Gemeinderat nach dem Hauptwohnsitz
oder nach dem Wohnsitz bestimmt, richtet es sich
nach dem odentlichen Wohnsitz. Bis zum
Vorliegen des Ergebnisses der nächsten Volks-
zählung nach dem genannten Inkrafttretenszeit-
punkt ist für die Verteilung der Zahl der
Abgeordneten auf die Wahlkreise (Wahlkörper)
und auf die Regionalwahlkreise (Art. 26 Abs. 2)
sowie die Vertretung der Länder im Bundesrat
(Art. 34) der nach dem Ergebnis der letzten
Volkszählung festgestellte ordentliche Wohnsitz
dem Hauptwohnsitz gleichzuhalten."

Klestil
Vranitzky
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